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2 3 2 . Verfassungsgesetz: 2. Verfassungs-Überleitungsgesetz 1945.

2 3 2 . Verfassungsgesetz vom 13. Dezember
1945, womit verfassungsrechtliche An-
ordnungen aus Anlaß des Zusammentrittes
des Nationalrates und der Landtage getroffen
werden (2. Verfassungs - Überleitungsgesetz

1945).

Die Provisorische Staatsregierung hat be-
schlossen:

Artikel I.

Vorbehaltlich der endgültigen Regelung der
verfassungsrechtlichen Verhältnisse durch den
Nationalrat treten am Tag der ersten Sitzung des
neugewählten Nationalrates wieder in Wirk-
samkeit:

die Geschäftsordnungen des Nationalrates, des
Bundesrates, der Landtage und des Ge-
meinderates der Stadt Wien,

alle diese Rechtsvorschriften nach dem Stande der
Gesetzgebung vom 5. März 1933.

Artikel II.

(1) Den neugewählten Nat ional ra t beruft die
Provisorische Staatsregierung zu r ersten Sitzung
ein.

(2) In der ersten Sitzung des neugewähl ten
Nationalrates führt das an Jahren älteste Mit -
glied den Vorsitz. De r Vorsi tzende ha t nach Er-
öffnung der Sitzung sofort die Wahl der Präsi-
denten des Nat ionalra tes vo rnehmen zu lassen.

Artikel III.

(1) Der Nat ional ra t üb t die Gesetzgebung des
Bundes gemeinsam mi t dem Bundesrat aus.

(2) Für die Einrichtung des Bundesrates sind
die Art ikel 34 bis 37 und 58 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes v o m 1. O k t o b e r 1920 in der Fas-
sung des B. G. Bl. N r . 367 v o m Jahre 1925 maß-
gebend. Die Zahl der von jedem Land in den
Bundesrat zu entsendenden Mitglieder best immt
sich nach dem Stand v o m 5. März 1933.

(3) Alle Bestimmungen des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 über den Län-
der- und Ständerat und seine Mitglieder sind auf
den Bundesrat und auf seine Mitglieder anzu-
wenden.

(4) Zum Vorsitz im wiederzusammentretenden
Bundesrat ist erstmals die Stadt Wien berufen.

Artikel IV.

(1) Die neugewählten Landtage berufen die
Provisorischen Landesregierungen, den neu-
gewählten Gemeinderat der Stadt Wien beruft
der Stadtsenat zur ersten Sitzung ein.

(2) Die Landtage und der Gemeinderat der
Stadt Wien wählen nach ihrem Zusammentr i t t
unverzüglich die von den Ländern und von der
Stadt Wien in den Bundesrat zu entsendenden
Vertreter.

Artikel V.

(1) Der Bundespräsident wird erstmals nach den
Bestimmungen des Artikels 60 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes v o m 1. Ok tobe r 1920, B. G. Bl.
N r . 1, durch die Bundesversammlung gewählt .

(2) Die Bundesversammlung ist nach dem Zu-
sammentr i t t des Nationalrates und des Bundes-
rates v o m Präsidenten des Nationalrates unver-
züglich zu r W a h l des Bundespräsidenten einzu-
berufen.

(3) Bis zu r Wahl des Bundespräsidenten führt
der Politische Kabinettsrat die Geschäfte des
Bundespräsidenten.

Artikel VI.

(1) Die der Provisorischen Staatsregierung
Österreichs zustehende Gesetzgebung wird dem
Parlament übertragen.

(2) Die Regierungsgewalt der Provisorischen
Staatsregierung wird auf die zu bestellende
Bundesregierung über t ragen.

(3) In den Ländern wird die Gesetzgebung der
Provisorischen Landesregierungen auf die Land-
tage übertragen.

(4) Die erforderlichen Übergangsbest immungen
werden durch ein besonderes Verfassungsgesetz
erlassen.

(5) Mit der Vollziehung dieses Verfassungsge-
setzes ist die Provisorische Staatsregierung be-
traut.
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